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Bundesministerium für Justiz 

Museumstraße 7 

1070 Wien 

 

per E-Mail: team.z@bmj.gv.at 

 

 

Zl. 13/1 26/72 

 

2026-0.084.723 

BG, mit dem das Sterbeverfügungsgesetz geändert wird 

(Sterbeverfügungsgesetz-Novelle 2026 – StVfG-Nov 2026) 

 

Referent: VP MMag. Dr. Rupert Manhart, LL.M. (LSE), Rechtsanwalt in Bregenz 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag (ÖRAK) dankt für die Übersendung des 

Entwurfes und erstattet dazu folgende 

 

Stellungnahme: 
 

Der ÖRAK appelliert zum wiederholten Mal, die vom Verfassungsdienst empfohlene (GZ 

BKA-600.614/0002-V/2/2008) zeitlich angemessene Mindestbegutachtungsfrist 

einzuhalten. Im gegenständlichen Fall beträgt die Begutachtungsfrist nur 14 Tage, obgleich 

nicht ersichtlich ist, weshalb keine längere Frist eingeräumt werden konnte. Es ist einem 

Rechtsstaat abträglich, Begutachtungsfristen zu verkürzen und somit das 

Partizipationsrecht der Bevölkerung zu beschneiden. 

 

 

1. Allgemeines 

 

Gegenstand des Entwurfes ist im Wesentlichen, eine neue Regelung, wonach eine 

abgelaufene Sterbeverfügung unter bestimmten Voraussetzungen innerhalb von fünf 

Jahren ab Errichtung erneuert werden kann, damit die sterbewillige Person nach Ablauf der 

einjährigen Frist nicht sämtliche Schritte neuerlich durchlaufen muss. Diese Neuregelung 

ist infolge des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshof (VfGH) vom 12.12.2024, G 229-

230/2023-57 ua erforderlich. 

 

Bedauerlicherweise behandelt der Entwurf aber nicht die unsachliche, unvollständige und 

unverhältnismäßige Regelung, wonach Sterbeverfügungen vor einer Notarin bzw einem 

Notar oder einer rechtskundigen Mitarbeiterin bzw einem rechtskundigen Mitarbeiter der 

Patientenvertretungen (§ 3 Z 6 Sterbeverfügungsgesetz) schriftlich errichtet werden 

müssen.  
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Das Notariat ist im Rahmen der Patientenverfügungen und der Vorsorgevollmachten der 

Rechtsanwaltschaft gleichgestellt; weder das Notariat noch rechtskundige Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der Patientenvertretungen sind ein Garant besonderer Sicherheiten, welche 

die Rechtsanwaltschaft nicht zu garantieren vermag. Nicht ausgeschlossen werden kann, 

dass ein Interessenskonflikt im Bereich des Notariats auftritt, wenn der Berufsstand der 

Notarinnen und Notare als ausgelagerter und verlängerter Arm der Justiz als 

Gerichtskommissär in Verlassenschaftsangelegenheiten tätig wird. 

 

Dem Notariat und der Rechtsanwaltschaft sind hohe Ausbildung- und 

Fortbildungsanforderungen gemeinsam und beide rechtsberatende Berufe unterliegen 

einem strengen Berufs- und Standesrecht mit einer gut ausgebauten 

Disziplinargerichtsbarkeit.  

 

Die Patientenvertretungen sind eigenständige Institutionen der Länder, die bei der 

Vertretung der Interessen von Personen in allen Angelegenheiten des Gesundheitswesens 

unterstützen. Eine klare Anforderung dahingehend, welche Ausbildung „rechtskundige 

Mitarbeiterinnen bzw Mitarbeiter“ haben müssen, ist im Gesetz jedoch nicht definiert; 

insbesondere ist nicht klar, ob „Rechtskundigkeit“ ein Hochschulstudium und eine 

Praxiszeit von mehreren Jahren voraussetzen oder ob eine kürzere praktische Ausbildung 

ausreichend ist. Jedenfalls aber sind die Anforderungen erheblich geringer als jene an die 

Ausbildung der Rechtsanwältinnen bzw Rechtsanwälte und Notarinnen bzw Notare. 

Außerdem ist der Betriff „Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter“ nicht definiert; eine persönliche 

Dokumentation durch Patientenvertreterinnen bzw Patientenvertreter ist ebenso denkbar 

wir die Dokumentation (nur) durch ehrenamtliche Mitarbeiterinnen bzw Mitarbeiter. 

 

Es ist daher unabdingbar, im Zuge der gegenständlichen Reform auch die 

Bestimmung des § 3 Z 6 Sterbeverfügungsgesetz dahingehend zu ergänzen, dass 

auch Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte als dokumentierende Person tätig 

sein können, und überdies den Begriff „rechtskundige Mitarbeiterin bzw 

rechtskundiger Mitarbeiter“ zu definieren. 

 

 

2. Zu § 8a des Entwurfs 

 

Der Entwurf hat Sicherungsinstrumente zur Verhinderung von Missbrauch vorzusehen, 

damit die sterbewillige Person ihre Entscheidung zur Selbsttötung nicht unter dem Einfluss 

einer dritten Person fasst (VfGH G 139/2019-71 Rz 70, 99) und der bzw die helfende Dritte 

eine hinreichende Grundlage dafür hat, dass die sterbewillige Person tatsächlich eine auf 

freier Selbstbestimmung gegründete Entscheidung zur Selbsttötung gefasst hat (VfGH G 

139/2019-71 Rz 85). Die neuerliche Prüfung hat dabei die Entscheidungsfähigkeit, das 

Vorliegen eines freien und selbstbestimmten Entschlusses und das Vorliegen einer 

Krankheit zu umfassen. 

 

§ 8a Abs 1 sieht vor, dass die Bestätigung einer ärztlichen Person nach § 8 Abs 1 dritter 

Satz vorliegen muss, die jene drei wesentlichen Elemente umfassen muss. Nach § 8a Abs 

2 kann die Erneuerung aber nicht nur durch eine dokumentierende Person, sondern auch 

durch eine ärztliche Person erfolgen; das führt dazu, dass dieselbe ärztliche Person die 

Bestätigung ausstellen und die Erneuerung dokumentieren kann. Dies wird wohl im Sinne 

der erforderlichen Sicherungsinstrumente nicht ausreichend sein, denn das Fehlen jeglicher 

Kontrolle in diesem Bereich – sei es nur durch die Beteiligung von zumindest zwei 

unterschiedlichen Personen – eröffnet Missbrauchsmöglichkeiten. 
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Problematisch ist in diesem Zusammenhang insbesondere, dass die Prüfung der 

Entscheidungsfähigkeit und der freien Selbstbestimmung nur durch eine einzige Person zu 

erfolgen hat. Dies kann nicht nur zu ungerechtfertigten Ablehnungen führen, auch ist nicht 

sichergestellt, dass der Entschluss zur Selbsttötung auf freier Selbstbestimmung gegründet 

ist. 

 

Es hat daher die Dokumentationsmöglichkeit durch eine ärztliche Person in § 8a 

Abs 2 zu entfallen; die ärztliche Person ist entsprechenden auch in § 8a Abs 3 

und 4 zu streichen. Somit ist sichergestellt, dass zumindest zwei Personen die 

Entscheidung prüfen, was keine unverhältnismäßige Erschwernis darstellt. 

 

 

 

 

Wien, am 24. Juni 2026 

 

 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag 

 

 

 

Dr. Armenak Utudjian 

Präsident 

 


